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Inmitten der Pandemie haben die Chi-
len*innen Geschichte geschrieben: 
Mitte Mai wählten sie die Mitglieder 
eines Verfassungskonvents, der nun 
innerhalb eines Jahres einen neuen 
Gesellschaftsvertrag ausarbeiten soll. 
Dieser wird die noch aus Zeiten der Mi-
litärdiktatur unter Augusto Pinochet 
stammende alte Verfassung ersetzen. 
Damit hat sich eine zentrale Forderung 
der Proteste erfüllt, die das Land seit 
Oktober 2019 unter dem Motto Chile 
despertó (Chile ist aufgewacht) in Auf-
ruhr versetzten und sein politisches 
System in eine tiefe Krise stürzten. 

Diese Krise hat sich im Zuge der Co-
ronapandemie noch einmal drastisch 
verschärft. Laut aktuellen Umfragen 
sind heute 75 Prozent der Chilen*innen 
sehr unzufrieden mit dem Funktio- 
nieren der Demokratie und ihren Insti-
tutionen. Über 90 Prozent sagen, dass 
die Politik nur Gesetze zum Wohle der 
mächtigen Wirtschaftselite macht. Und 
nur zwei Prozent geben an, dass eine 
Partei ihre Interessen vertritt. Das sind 
besorgniserregende Zahlen für eine 
repräsentative Demokratie. 

Die Distanz zwischen den Chilen*in-
nen und ihrem Staat ist seit Beginn der 
Proteste aufgrund der anhaltenden Po-
lizeigewalt gegenüber Demonstrieren-
den sogar noch größer geworden. Erst 
vor kurzem haben mehrere nationale 
und internationale NGOs den rechts-
konservativen Präsidenten Sebastián 
Piñera vor dem Internationalen Straf-
gerichtshof in Den Haag angezeigt. 
Ihm werden Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit vorgeworfen, da er die 
exzessive Gewalt von Polizei und Mili-
tär gegen seine Bürger*innen nicht ge-

stoppt und Empfehlungen der Verein-
ten Nationen nicht umgesetzt hat. 

Dabei waren die Zustimmungswerte  
des Präsidenten erst Anfang März wie-
der leicht gestiegen, von sechs Pro-
zent ein Jahr zuvor auf immerhin 14 bis  
20 Prozent. Denn noch vor wenigen 
Wochen wurde Chile als Impfcham- 
pion gefeiert – weit mehr als die Hälf-
te der chilenischen Bevölkerung ist be-
reits geimpft. Doch die Ernüchterung 
folgte auf den Fuß: Mittlerweile ist die 
Zahl der Neuansteckungen so hoch 
wie nie zuvor und seit Januar hat sich 
die Zahl der Coronatoten verdoppelt. 
Über 95 Prozent der Intensivbetten 
sind landesweit belegt, die Kranken-
häuser überfüllt. Vor allem jüngere, 
nicht geimpfte Menschen sind heute 
betroffen. Damit befindet sich der An-
denstaat in einem äußerst kritischen 
Moment der Pandemie. 

Zu ihrer Eindämmung hat die Regie-
rung erneut einen strengen Lockdown 
verhängt. Niemand darf die Wohnung 
verlassen, nur zweimal wöchentlich 
kann man mit polizeilicher Genehmi-
gung Lebensmittel einkaufen gehen. 
Viele Menschen, die gehofft hatten, 
der schnelle Impferfolg würde Chile  
vor einer neuen Welle verschonen, 
sind nun fassungslos und enttäuscht. 
Die Stimmung ist daher angespannt: 
Schon im vergangenen Jahr muss-
ten die Chilen*innen eine der längs-
ten Ausgangssperren der Welt aushal-
ten. Doch während Kindergärten und 
Schulen seit Ausbruch der Pandemie 
beinahe durchgehend geschlossen 
sind, lockerte die Regierung Ende 2020 
die Corona-Beschränkungen vor allem 
für die Wirtschaft viel zu schnell, wo-
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durch sie die zweite Welle maßgeblich 
mit auslöste. 

Zwar hat sich die Regierung, anders 
als in den meisten anderen lateiname-
rikanischen Ländern, frühzeitig und 
erfolgreich um die Beschaffung von 
Impfstoff gekümmert. Doch seit Be-
ginn der Impfkampagne konzentriert 
sich in Chile alles auf das Impfen, wäh-
rend andere wichtige Maßnahmen wie 
Testen, Kontaktnachverfolgung und 
Prävention vernachlässigt wurden – 
trotz der wiederholten Kritik des chile-
nischen Ärzteverbands. Auch deswe-
gen steigen jetzt die Infektionszahlen. 

Verschärfend kommt hinzu, dass der 
in Chile zu 90 Prozent eingesetzte chi-
nesische Impfstoff Coronavac laut ei-
ner Studie der Universidad de Chile 
und der chinesischen Seuchenschutz-
behörde nur rund 50 Prozent Schutz 
vor einer Ansteckung mit dem Virus 
bietet. Auch wird vermutet, dass die 
brasilianische Mutation in Chile mitt-
lerweile stark verbreitet ist. Diese gilt 
als deutlich ansteckender und mög-
licherweise auch gefährlicher als die  
Ursprungsversion und treibt daher die 
Inzidenzwerte in die Höhe. 

Zudem scheint dem Land der „Impf- 
erfolg“ in gewisser Weise zum Ver-
hängnis zu werden. Denn dank des 
Rankings als „Impfweltmeister“ und 
des Diskurses der Regierung von der 
baldigen Herdenimmunität haben sich 
die Chilen*innen in den südamerika-
nischen Sommermonaten von Januar 
bis März nicht mehr so gut geschützt 
wie zuvor: weniger Maskengebrauch, 
mehr Partys am Strand, Pauschalur-
laub in Brasilien, volle Shoppingcen-
ter und Märkte, große Silvesterfeiern. 
Die Sorglosigkeit der Geimpften – die 
sich weiterhin mit dem Virus anste-
cken und es übertragen können – hat 
sich für die restliche Gesellschaft als 
Gefahr entpuppt. 

Das größte Problem ist allerdings, 
dass sich viele Menschen schlicht 
nicht an die Hygiene- und Lockdown- 
Regeln halten können. Denn das neo-
liberale Chile ist sozial zutiefst gespal-

ten. Viele Menschen haben kein Geld 
für Masken, leben in sehr beengten 
Verhältnissen und können bei Erkran-
kungen keinen Abstand halten. Das gilt 
besonders für den großen Anteil der in-
formell Beschäftigten: Fast jede*r zwei-
te Chilen*in arbeitet ohne Arbeitsver-
trag und damit ohne jegliche Rechte – 
als Hausangestellte, Bauarbeiter, Kell-
nerin, Straßenverkäufer, Essensliefe-
rantin oder Taxifahrer. Umfragen zufol-
ge verheimlichen über 30 Prozent der 
Corona-Erkrankten ihre Ansteckung 
und gehen weiter arbeiten, um über die 
Runden zu kommen. Sie können es sich 
schlichtweg nicht leisten, sich und an-
dere vor Corona zu schützen. 

Existenzängste in der Pandemie

Verschärfend kommt hinzu, dass ein 
Großteil der Chilen*innen seit Aus-
bruch der Pandemie massive Einkom-
mensverluste verzeichnet. Mehr als 
die Hälfte der Bevölkerung gibt in Um-
fragen an, dass sie ihre Ausgaben bis 
zum Monatsende nicht decken kann. 
Drei Viertel der chilenischen Haushal-
te sind mittlerweile verschuldet – der 
höchste Wert in ganz Lateinamerika. 
Und nur noch knapp ein Drittel kann 
sich drei Mahlzeiten am Tag leisten. 
Arbeitslosigkeit, Obdachlosigkeit und 
Armut breiten sich rasant aus. Allein 
in der Hauptstadt Santiago ist die Zahl 
der in Elendsvierteln oder auf der Stra-
ße Lebenden im vergangenen Jahr um 
235 Prozent gestiegen; viele Menschen 
müssen die Essensausgaben der soli-
darisch organisierten Suppenküchen 
nutzen. Die Angst vor dem sozialen 
Abstieg ist angesichts dessen allge-
genwärtig, und mit jedem weiteren Tag 
im Lockdown bangen mehr Menschen 
um ihre Existenz.1 

Doch während die unter Druck ge-
ratene Mittelschicht nur in sehr ge-
ringem Umfang Arbeitslosengeld und 

1	 Vgl. Barómetro del Trabajo Abril 2021, www.
fielchile.cl.
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Sozialhilfe erhält, ist die extreme Un-
gleichheit, gegen die die Menschen 
bereits vor Corona landesweit protes-
tiert hatten, im Zuge der Pandemie 
noch gewachsen. Laut „Forbes“ konn-
ten die reichsten acht chilenischen Fa-
milien ihr Vermögen seit deren Beginn 
um 73 Prozent steigern.2 Dabei verfüg-
te das eine Prozent der Wohlhabends-
ten bereits vor der Pandemie über 27 
Prozent des landesweiten Vermögens.3

Der Markt wird gerettet, die Men-
schen vergessen – lautet entsprechend 
die Kritik der Sozialverbände und Ge-
werkschaften an der Politik der Regie-
rung. Anders als in Deutschland ist der 
Staat selbst in Pandemiezeiten kein Ga-
rant für soziale Sicherheit, eher im Ge-
genteil. Bislang nämlich bezahlen die 
Arbeitnehmer*innen die Krise weitge-
hend aus der eigenen Tasche; seit 2020 
durften sie mehrmals zehn Prozent ih-
rer Einlagen bei der Rentenkasse ab-
heben, wenn sie Geld benötigten. Bis-
lang wurden auf diese Weise insgesamt 
rund 18 Mrd. US-Dollar an Rentenein-
lagen abgehoben, während der Staat 
nur rund 5 Mrd. Dollar für soziale Hilfs-
programme ausgegeben hat. Mehr als 
drei der 17 Millionen Chilen*innen 
haben sich sogar bereits ihre gesam-
ten Rentenersparnisse auszahlen las-
sen und verfügen künftig über keiner-
lei Pensionsansprüche mehr.4 Damit 
dürfte sich das schon jetzt große Pro-
blem der Altersarmut in Zukunft noch 
weiter verstärken. Der chilenische Ge-
werkschaftsdachverband CUT fordert 
deshalb schnelle finanzielle Unterstüt-
zung für die verarmenden Chilen*in-
nen. Und auch der Ruf nach einem uni-
versellen Grundeinkommen bis zum 
Ende der Pandemie wird immer lauter. 

2	 Los súper ricos chilenos: Forbes pone en ran-
king al Presidente Piñera y destaca aumento 
de fortuna en plena pandemia, www.elmost-
rador.cl, 6.4.2021.

3	 Cepal confirma alta concentración de la rique-
za en Chile: el 1% más acaudalado es dueño del 
26,5% del PIB, www.latercera.com, 15.1.2019.

4	 Vgl. El tercer retiro dejaría a cinco millo-
nes de personas sin ahorros para pensión,  
www.pauta.cl, 20.4.2021.

Die Wut über die massive soziale Unge-
rechtigkeit hatte sich indes bereits ab 
Herbst 2019 in den größten Protesten 
seit dem Ende der Diktatur entladen. 
„Der Neoliberalismus wurde in Chile 
geboren und muss auch hier sterben“, 
lautete einer der Slogans der Protes-
te. Seit Pinochet mit Hilfe der Chicago 
Boys ein neoliberales Wirtschaftssys-
tem etablierte, gilt der Andenstaat als 
eines der „wirtschaftsfreundlichsten“ 
Länder der Welt. Als sein politisches 
Erbe hat Pinochet 1990 eine Verfas-
sung hinterlassen, die die Rolle des 
Staates auf ein Minimum reduziert. 
Wichtige Bereiche der sozialen Si-
cherheit – Bildung, Gesundheit, Rente 
– sind seitdem beinahe vollständig pri-
vatisiert, darunter auch lebensnotwen-
dige Dinge wie die Wasserversorgung. 

Die Folgen werden zu Coronazeiten 
gerade in der Gesundheitsversorgung 
sichtbar. Wer keine gedeckte Kredit-
karte besitzt, hat schlechte Aussichten: 
Die Covid-19-Sterblichkeit ist in den 
einkommensschwachen Vierteln der 
Hauptstadt um ein Vielfaches höher als 
in den wohlhabenden Gegenden. Nur 
etwa 15 Prozent der Menschen können 
sich eine Behandlung in den gut aus-
gestatten privaten Krankenhäusern 
leisten. Die restlichen 85 Prozent müs-
sen im Ernstfall mit einem der völlig 
unterfinanzierten öffentlichen Kran-
kenhäuser vorliebnehmen.5 Schon 
vor Corona starben jährlich mehr als 
15 000 Menschen, weil die Wartezeiten 
dort extrem lang sind; eine Krebsthera-
pie kann die ganze Familie in den fi-
nanziellen Ruin treiben.6 

Trotz mehrfacher Verfassungsre-
formen in den letzten 31 Jahren blie-
ben die neoliberalen und konservati-
ven Prinzipien Pinochets in der Ma-
gna Carta verankert. Die hier festge-
schriebene untergeordnete, subsidi-
äre Rolle des Staates hat bis heute zur  
Folge, dass keine Regierung seit dem 

5	 Vgl. Angaben der öffentlichen Krankenkasse 
FONASA, www.fonasa.cl.

6	 Vgl. Bericht des chilenischen Gesundheitsmi-
nisteriums, www.minsal.cl, 15.1.2018.
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Ende der Diktatur einen Sozialstaat 
aufbauen konnte – denn eine Politik, 
die öffentliche Güter stärkt, ist meist 
nicht verfassungskonform. 

Eine Konvent der Hoffnung

Das könnte sich nach der jüngsten 
Wahl des Verfassungskonvents nun 
ändern. Eindeutiger Verlierer dabei 
sind die Verteidiger des Status quo: 
Das rechtskonservative Regierungs-
bündnis von Piñera kam nur auf rund 
20 Prozent der 155 Sitze, womit es über 
keine Vetomacht verfügt. Die großen 
Gewinner sind dagegen neue linke 
Kräfte: In erster Linie haben sich par-
teiunabhängige Kandidat*innen, die 
die Anliegen der Protestbewegung 
vertreten, durchgesetzt. Auch feminis-
tische Organisationen gewannen zahl-
reiche Sitze. Gemeinsam mit den tra-
ditionellen sozialdemokratischen und 
neuen linken Parteien stellen sie mehr 
als zwei Drittel der Versammlungsmit-
glieder. Progressive, reformorientierte 
Kräfte haben somit theoretisch viel Ge-
staltungsmacht. In der Praxis stehen 
sie nun vor der Herausforderung, über 
Partei- und Organisationsgrenzen und 
persönliche Streitigkeiten hinweg eine 
breite Allianz zu schmieden. Gelingt 
dies, bestünde tatsächlich die Chance, 
die Forderung der Protestbewegung 
nach einer stärkeren Rolle des Staates 
durchzusetzen. 

Doch ob die neue Verfassung am En-
de wirklich den Weg in eine Gesell-
schaft zu ebnen vermag, die über ein 
funktionierendes öffentliches Gesund-
heitswesen, ein gerechtes Bildungs-
system, menschenwürdige Löhne und 
Renten sowie ein nachhaltigeres Wirt-
schaftsmodell verfügt, ist mehr als un-
gewiss. Denn neben enormen Chancen 
birgt der Verfassungsprozess auch er-
hebliche Risiken – etwa eine verschärf-
te gesellschaftliche Polarisierung und 
steigende Frustration, falls die Protest-
bewegung ihre Forderungen nicht aus-
reichend berücksichtigt sieht. Neben 

dem weit verbreiteten Wunsch nach so-
zialen Grundrechten zählen dazu auch 
die Forderungen der indigenen Völ-
ker nach mehr Anerkennung und In-
klusion oder die der Umweltbewegung 
nach einer „ökologischen Verfassung“, 
die die Rohstoffausbeutung auf Kos-
ten der Natur nicht länger zulässt. Da-
neben könnte allerdings auch die, teils 
durch die Pandemie bedingte, nied-
rige Wahlbeteiligung von nur 40 Pro- 
zent der Legitimität der Versammlung 
schaden. Vor allem aber verfügt der 
Neoliberalismus in Chile nach wie vor 
über einflussreiche Fürsprecher. Die 
wirtschaftliche Elite des Landes hat 
in den letzten Jahrzehnten sehr von 
dem bisherigen neo-extraktivistischen 
Wirtschaftsmodell, der kaum regulier-
ten Rohstoffausbeutung und den Priva-
tisierungen profitiert und ist nicht ge-
willt, ihre Privilegien einfach aufzu-
geben. Daher ist kräftiger Gegenwind 
gegen jegliche Art von progressiven 
Veränderungen zu erwarten. 

Sollte es trotz des Widerstandes ge-
lingen, ein gemeinwohlorientierteres 
Grundgesetz zu ratifizieren, wird die-
ses jedoch frühestens in etwa fünf Jah-
ren Wirkung zeigen. So lange dauert 
es laut Verfassungsexpert*innen, bis 
neue politische Rahmenbedingungen 
und anschließend verabschiedete Ge-
setze umfassende Veränderungen er-
möglichen. Chiles abstürzende Mittel-
schicht aber kann darauf nicht warten, 
sie benötigt schneller Hilfe. 

Fest steht: Auf der Versammlung las-
ten enorme Hoffnungen; ein Scheitern 
könnte Chile in eine neue Krise stür-
zen. Dennoch kann der Prozess schon 
jetzt als historisch bezeichnet werden. 
Denn zum ersten Mal seit 1812 formu-
lieren demokratisch gewählte Vertre-
ter*innen und nicht Militärs die Ver-
fassung. Und Chile ist das erste Land 
weltweit, in dem eine verfassungsge-
bende Versammlung paritätisch be-
setzt ist und Frauen und Männer glei-
chermaßen beteiligt werden. Das wie-
derum sind gute Nachrichten für die 
Demokratie. 


